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vom 2. Mai 2017 
 

 

Zweiter Staatsvertag zur Änderung des Staatsvertrages zum 
Glücksspielwesen in Deutschland (Zweiter 

Glücksspieländerungsstaatsvertrag – Zweiter GlüÄndStV) 
 
Der Senat bittet die Bremische Bürgerschaft um Kenntnisnahme des Zweiten 
Staatsvertrages zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrages (Zweiter 
Glücksspieländerungsstaatsvertrag – Zweiter GlüÄndStV). 
 
Der Entwurf beinhaltet eine punktuelle Änderung des Staatsvertrags zum 
Glücksspielwesen in Deutschland  

- die Kontingentierung der Sportwettkonzessionen wird für die Dauer der 
Experimentierphase aufgehoben; ein Auswahlverfahren (§ 4b Abs. 5) ist 
nicht mehr erforderlich; 

- durch eine Übergangsregelung wird ab Inkrafttreten des Zweiten 
Änderungsstaatsvertrages allen Bewerbern im Konzessionsverfahren, die 
die Mindestanforderungen erfüllt haben, vorläufig die Tätigkeit erlaubt:  

- zudem werden die bisher in der Zuständigkeit des Landes Hessen 
liegenden Aufgaben auf andere Länder übertragen 

und schließt die Regulierung des Sportwettenmarktes vorläufig ab und schafft 
Klarheit für die Anbieter und beteiligte Dritte (Zahlungsdienstleister, Medien, 
Sportvereine und -verbände). Zugleich wird den Glücksspielaufsichtsbehörden der 
Weg zur flächendeckenden Untersagung nicht erlaubter Angebote eröffnet. 
Weiter wird die Zuständigkeit nach § 9 Abs. 1 S. 3 Nr. 4 i. V. m. § 9 a Abs. 2 S. 2 
des ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrages von Niedersachsen auf 
Nordrhein-Westfalen übertragen. 
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